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II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Leitlinien zur Anwendung der Richtlinie 2004/113/EG des Rates auf das Versicherungswesen im 
Anschluss an das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union in der Rechtssache C-236/09 

(Test-Achats) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 11/01) 

1. EINLEITUNG 

1. Artikel 5 der Richtlinie 2004/113/EG ( 1 ) des Rates vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen („die Richtlinie“) regelt die Verwendung geschlechtsspezifischer ver­
sicherungsmathematischer Faktoren im Versicherungswesen und bei verwandten Finanzdienstleistungen. 
Artikel 5 Absatz 1 bestimmt, dass bei nach dem 21. Dezember 2007 abgeschlossenen Verträgen die 
Berücksichtigung des Faktors Geschlecht bei der Berechnung von Prämien und Leistungen nicht zu 
unterschiedlichen Prämien und Leistungen führen darf (sogenannte „Unisex-Regel“). Eine Ausnahme von 
dieser Regel findet sich in Artikel 5 Absatz 2, wonach die Mitgliedstaaten proportionale Unterschiede 
bei den Prämien und Leistungen weiterhin zulassen dürfen, wenn die Berücksichtigung des Geschlechts 
bei einer auf relevanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden 
Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist. 

2. Mit Urteil vom 1. März 2011 ( 2 ) (nachstehend „Test-Achats-Urteil“) erklärte der Gerichtshof der Euro­
päischen Union („der Gerichtshof“) Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie mit Wirkung vom 21. Dezember 
2012 für ungültig. Er befand, dass eine Regelung, die es den Mitgliedstaaten gestattet, eine Ausnahme 
von der in Artikel 5 Absatz 1 verankerten Unisex-Regel zeitlich unbefristet aufrechtzuerhalten, dem Ziel 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen bei der Berechnung von Versicherungsprämien und- 
dienstleistungen, so wie es die Richtlinie auch für den Versicherungsbereich vorgegeben hat, zuwider­
läuft und daher mit den Artikeln 21 und 23 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
unvereinbar ist. 

3. Derzeit lassen alle Mitgliedstaaten mindestens bei einer Versicherungsart geschlechtsspezifische Unter­
schiede zu. Im Falle von Lebensversicherungen dürfen die Versicherer in allen Mitgliedstaaten den Faktor 
Geschlecht in die Berechnung des Versicherungsrisikos miteinbeziehen ( 3 ). Das Test-Achats-Urteil wird 
somit Auswirkungen auf sämtliche Mitgliedstaaten haben. 

4. Mit den vorliegenden Leitlinien soll den Mitgliedstaaten die Anpassung ihrer Gesetzgebung an das Test- 
Achats-Urteil erleichtert werden. Der Standpunkt der Kommission lässt jedoch etwaige weitere Aus­
legungen des Artikels 5 durch den Gerichtshof unberührt. 

2. LEITLINIEN 

5. Gemäß Artikel 5 Absatz 1 hat die Unisex-Regel ab dem 21. Dezember 2012 bei der Berechnung 
privater Versicherungsprämien und -leistungen ausnahmslos für alle neue Verträge zu gelten.
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( 1 ) ABl. L 373 vom 21.12.2004, S. 37. 
( 2 ) Urteil vom 1. März 2011 in der Rechtssache C-236/09, ABl. C 130 vom 30.4.2011, S. 4. 
( 3 ) Näheres zur Gesetzgebung und zur Praxis der Versicherer in den Mitgliedstaaten siehe Anhänge 1 und 2.



2.1 Auswirkungen des Test-Achats-Urteils — Welche Verträge sind betroffen? 

2.1.1 Artikel 5 Absatz 1 gilt ab 21. Dezember 2012 ohne Ausnahmen 

6. In dem Test-Achats-Urteil kommt der Gerichtshof zu dem Schluss, dass Artikel 5 Absatz 2 der Richt­
linie „nach Ablauf einer angemessenen Übergangszeit als ungültig anzusehen ist“. Diese Übergangszeit 
endet am 21. Dezember 2012 ( 1 ). Das bedeutet, dass von diesem Tag an Artikel 5 Absatz 1 ohne 
Ausnahmen gilt. 

2.1.2 Artikel 5 Absatz 1 gilt nur für neue Verträge 

7. Die Übergangszeit ist im Einklang mit dem in Artikel 5 Absatz 1 verankerten Ziel der Richtlinie 
auszulegen, wo es heißt, dass die Unisex-Regel ausschließlich für neue Verträge gilt, die nach Ablauf 
der Umsetzungsfrist für die Richtlinie am 21. Dezember 2007 geschlossen werden. Wie im Erwägungs­
grund 18 der Richtlinie erwähnt, soll mit dieser Vorschrift eine abrupte Umstellung des Marktes ver­
hindert werden. Das Test-Achats-Urteil ändert an dieser Zielsetzung nichts und hat auch keine Aus­
wirkungen auf die in Artikel 5 Absatz 1 vorgenommene Beschränkung der Unisex-Regel auf neue 
Verträge. Das Urteil bedeutet, dass für neue Verträge, die nach dem 21. Dezember 2012 geschlossen 
werden, die Unisex-Regel ohne jede Ausnahme gilt und Artikel 5 Absatz 2 mit diesem Tag ungültig 
wird. 

8. Nach ständiger Rechtsprechung folgt aus den Erfordernissen sowohl der einheitlichen Anwendung des 
Unionsrechts als auch des Gleichheitsgrundsatzes, dass die Begriffe einer Vorschrift des Unionsrechts, 
die für die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Bedeutung nicht ausdrücklich auf das Recht der Mitglied­
staaten verweist, in der Regel in der gesamten Union eine autonome und einheitliche Auslegung er- 
halten müssen ( 2 ). 

9. Der Begriff des „neuen Vertrags“ ist in der Richtlinie nicht definiert. Zur Klärung seiner Bedeutung wird 
auch nicht auf einzelstaatliches Recht verwiesen. Für die Zwecke der Anwendung der Richtlinie sollte 
der Begriff daher als ein eigenständiger Begriff des Unionsrechts verstanden werden, der überall in der 
Union einheitlich ausgelegt werden muss. Die Notwendigkeit der einheitlichen Auslegung ergibt sich 
aus dem erklärten Ziel der Richtlinie, nach Ablauf der Übergangsfrist im Versicherungswesen die 
Unisex-Regel einzuführen. Der in Artikel 5 Absatz 1 verwendete Begriff des „neuen Vertrags“ ist für 
die praktische Umsetzung dieser Bestimmung von grundlegender Bedeutung. Unterschiedliche Aus­
legungen des Begriffs auf der Grundlage des jeweiligen einzelstaatlichen Vertragsrechts könnten zu 
unterschiedlichen Übergangsfristen führen und damit die durchgängige Anwendung der Unisex-Regel 
verzögern und zudem ungleiche Wettbewerbsbedingungen für die Versicherer schaffen. Dies würde dem 
Zweck der Richtlinie, ab dem in Artikel 5 Absatz 1 genannten Datum bei privaten Versicherungs­
prämien und -leistungen in allen Mitgliedstaaten die uneingeschränkte Gleichbehandlung von Frauen 
und Männern sicherzustellen, zuwiderlaufen ( 3 ). 

10. Um Artikel 5 Absatz 1 umsetzen zu können, müssen alte und neue vertragliche Vereinbarungen klar 
voneinander abgegrenzt werden. Die Abgrenzung muss dem Gebot der Rechtssicherheit Rechnung 
tragen und anhand von Kriterien erfolgen, mit denen unverhältnismäßige Eingriffe in bestehende Rechte 
vermieden und die legitimen Erwartungen aller Beteiligten nicht enttäuscht werden. Diese Herangehens­
weise steht im Einklang mit dem Ziel der Richtlinie, eine abrupte Umstellung des Marktes zu ver­
meiden, indem die Unisex-Regel auf neue Verträge beschränkt wird. 

11. Dementsprechend soll die Unisex-Regel nach Artikel 5 Absatz 1 immer dann gelten, wenn a) eine 
vertragliche Vereinbarung getroffen wird, die die ausdrückliche Einwilligung aller Parteien erfordert, was 
auch die Änderung eines bestehenden Vertrages miteinschließen kann, und b) die letzte für den Ab­
schluss des Vereinbarung erforderliche Einwilligung einer Partei nach dem 21. Dezember 2012 erfolgt.
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( 1 ) Randnummer 33 des Urteils. 
( 2 ) Erst kürzlich wieder bestätigt durch das Urteil des Gerichtshofs vom 18. Oktober 2011 in der Rechtssache C-34/10, 

Oliver Brüstle gegen Oliver Brüstle/Greenpeace e.V., Rdnr. 25. Siehe auch Rechtssache 327/82, Ekro, Slg. 1984, 107, 
Randnr. 11; Rechtssache C-287/98, Linster, Slg. 2000, I-6917, Rdnr. 43; Rechtssache C-5/08, Infopaq International, Slg. 
2009, I-6569, Rdnr. 27 und Rechtssache C-467/08, Padawan, Slg. 2010, I-0000, Rdnr. 32. 

( 3 ) Eine sehr enge Auslegung des Begriffs des „neuen“ Vertrags, die dazu führt, dass das Geschlecht bei der Bewertung des 
Versicherungsrisikos und folglich auch bei der Festsetzung der Versicherungsprämien und –leistungen eine Rolle spielt, 
stünde dem Zweck des Artikels 5 Absatz 1, spätestens mit Ablauf der Übergangsfrist eine solche Vorgehensweise 
auszuschließen, entgegen. Unterschiedliche Auslegungen durch die Mitgliedstaaten wären zudem nicht mit dem Er­
fordernis einer autonomen und einheitlichen Auslegung dieses für den Geltungsbereich und die Bedeutung der Richt­
linie so wesentlichen Begriffs vereinbar.



12. Ein „neuer Vertrag“, bei dem die Unisex-Regel einzuhalten ist, ist folglich dann gegeben, wenn ( 1 ) 

a) es erstmals nach dem 21. Dezember 2012 zum Vertragsschluss kommt ( 2 ). Wurde ein Angebot vor 
dem 21. Dezember 2012 abgegeben, aber erst nach diesem Datum angenommen, gilt somit die 
Unisex-Regel; 

b) die Parteien nach dem 21. Dezember 2012 vertraglich vereinbaren, einen vor diesem Datum ge­
schlossenen Vertrag, der ansonsten ausgelaufen wäre, zu verlängern. 

13. Folgende Sachverhalte sind hingegen nicht mit dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichzusetzen ( 3 ): 

a) die vertraglich festgelegte automatische Verlängerung eines bestehenden Vertrags, wenn bis zu einem 
bestimmten Datum keine Benachrichtigung, z. B. in Form eines Kündigungsschreibens, erfolgt ist, 

b) die Änderung einzelner Punkte des Vertragsinhalts wie etwa die Anpassung von Prämien, wenn sie 
anhand zuvor festgelegter Parameter erfolgt und die Zustimmung des Versicherungsnehmers nicht 
erforderlich ist ( 4 ), 

c) der Abschluss durch den Versicherungsnehmer von Zusatz- oder Anschlussversicherungen, sofern 
die entsprechenden Modalitäten bereits in vor dem 21. Dezember 2012 geschlossenen Verträgen 
festgelegt sind und die Policen durch eine einseitige Erklärung des Versicherungsnehmers wirksam 
werden ( 5 ), 

d) der reine Transfer eines Versicherungsportfolios von einem Versicherer auf einen anderen, ohne dass 
sich der Status der in diesem Portfolio enthaltenen Verträge ändert. 

2.2 Weiterhin erlaubte geschlechtsspezifische Versicherungspraktiken 

14. Artikel 5 Absatz 1 untersagt Praktiken, bei denen die Verwendung des Faktors Geschlecht bei der 
Berechung von Prämien und Leistungen zu individuellen Unterschieden in den Prämien und Leistungen 
führt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Berücksichtigung des Geschlechts bei der Risikobewertung 
generell verboten wäre. Ein solches Vorgehen ist erlaubt, wenn es um die Berechnung von Prämien und 
Leistungen in ihrer Gesamtheit geht, solange dies nicht zu individuellen Unterschieden führt. Auch nach 
dem Test-Achats-Urteil ist es daher möglich, den Faktor Geschlecht oder geschlechtsspezifische Daten 
mit der genannten Einschränkung für folgende Zwecke zu verwenden: 

— Berechnung von Rückstellungen und interne Preiskalkulation: Der Versicherer darf auch künf­
tig geschlechtsspezifische Daten sammeln und das Geschlecht zur internen Risikobewertung heran­
ziehen, um entsprechend den Solvabilitätsvorschriften für die Versicherungsbranche die Höhe der 
erforderlichen Rückstellungen zu berechnen und um die Zusammensetzung des Portfolio-Mixes für 
gesamtkalkulatorische Zwecke zu verfolgen. 

— Berechnung von Rückversicherungen: Rückversicherungsverträge sind Verträge zwischen einem 
Versicherungsunternehmen und einem Rückversicherer. Der Faktor Geschlecht darf bei der Preis­
kalkulation für diese Produkte einfließen, solange dies nicht zu geschlechtsspezifischen Unterschie­
den beim einzelnen Versicherungsnehmer führt. 

— Vermarktung und Werbung: Gemäß Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie gilt diese nicht für den 
Inhalt von Medien und Werbung, denn Artikel 5 Absatz 1 bezieht sich ausschließlich auf die 
Berechnung von Prämien und Leistungen. Die Versicherer dürfen daher die Zusammensetzung ihrer 
Portfolios durch Vermarktungs- und Werbestrategien beeinflussen und beispielsweise mit ihrer 
Werbung gezielt Männer oder Frauen ansprechen. Hingegen steht es ihnen nicht zu, einer Person 
aufgrund ihres Geschlechts den Zugang zu einem bestimmten Produkt zu verwehren, es sei denn, 
die Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 5 sind erfüllt ( 6 ).
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( 1 ) Es handelt sich um eine nicht erschöpfende Aufzählung von Beispielen, die in der Praxis eine größere Rolle spielen 
dürften. 

( 2 ) Dies ist z. B. dann der Fall, wenn die versicherte Person den Anbieter wechseln möchte, um in den Genuss der Unisex- 
Regel zu kommen. 

( 3 ) Es handelt sich hier um eine nicht erschöpfende Aufzählung von Beispielen, die in der Praxis eine größere Rolle 
spielen dürften. 

( 4 ) Beispielsweise die Anhebung der Prämie um eine bestimmten Prozentsatz aufgrund des Schadenverlaufs. 
( 5 ) Beispielsweise die Aufstockung der Lebensversicherung durch die versicherte Person. 
( 6 ) Danach ist eine unterschiedliche Behandlung erlaubt, wenn es durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist, die Güter und 

Dienstleistungen ausschließlich oder vorwiegend für die Angehörigen eines Geschlechts bereitzustellen, und wenn die 
Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind.



— Lebens- und Krankenversicherungen: Die Unisex-Regel bedeutet, dass die Prämien und Leistun­
gen für dieselbe Versicherungspolice nicht von einer Person zur anderen allein deshalb variieren 
dürfen, weil sie nicht demselben Geschlecht angehören. Es gibt jedoch andere Risikofaktoren, z. B. 
der Gesundheitszustand oder die familiäre Vorbelastung einer Person, die eine unterschiedliche 
Behandlung rechtfertigen können und für deren Bewertung der Versicherer das Geschlecht bzw. 
bestimmte physiologische Unterschiede zwischen Mann und Frau mit berücksichtigen muss ( 1 ). 

15. Die Kommission steht auf dem Standpunkt, dass die Versicherer in den Grenzen des Artikels 5 Ab- 
satz 5 der Richtlinie weiterhin geschlechtsspezifische Versicherungsprodukte (oder vertragliche Optio­
nen) anbieten dürfen, die auf Sachverhalte zugeschnitten sind, die ausschließlich oder überwiegend 
Frauen bzw. Männer betreffen ( 2 ). Dies gilt allerdings nicht für Schwangerschaft und Mutterschaft, die 
unter die spezielle Solidaritätsklausel des Artikels 5 Absatz 3 fallen. 

2.3 Verwendung sonstiger Risikofaktoren 

2.3.1 Mit dem Geschlecht zusammenhängende Faktoren — Problem der mittelbaren Diskriminierung 

16. Das Test-Achats-Urteil geht nur auf die Verwendung des Geschlechts als Risikofaktor ein und nicht auf 
die Zulässigkeit anderer Faktoren, die Versicherer in ihre Berechnungen einbeziehen. Gemäß Artikel 2 
Buchstabe b der Richtlinie ist mittelbare Diskriminierung dann gegeben, wenn dem Anschein nach 
neutrale Risikofaktoren Personen des einen Geschlechts gegenüber Personen des anderen Geschlechts in 
besonderer Weise benachteiligen. Im Gegensatz zur unmittelbaren Diskriminierung kann mittelbare 
Diskriminierung gerechtfertigt sein, wenn das damit verfolgte Ziel legitim ist und die Mittel zur Errei­
chung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind. 

17. Die Verwendung von Risikofaktoren, die eine geschlechtsspezifische Komponente haben könnten, bleibt 
daher möglich, solange sie echte und eigenständige Risikofaktoren darstellen ( 3 ). 

2.3.2 Geschlechtsunabhängige Faktoren 

18. Das Test-Achats-Urteil bezieht sich auf die Verwendung des Geschlechts als Risikofaktor in einer 
Situation, die laut Gesetzgeber für Mann und Frau als vergleichbar einzustufen ist. Es betrifft nicht 
die Verwendung sonstiger Risikofaktoren wie Alter oder Behinderungen, die derzeit auf EU-Ebene noch 
nicht geregelt sind. 

19. Der Gerichtshof führt in dem Test-Achats-Urteil aus, dass „(…) der Gleichbehandlungsgrundsatz [ver­
langt], dass vergleichbare Sachverhalte nicht unterschiedlich und unterschiedliche Sachverhalte nicht 
gleichbehandelt [sic] werden, es sei denn, dass eine solche Behandlung objektiv gerechtfertigt ist“ und 
dass „die Vergleichbarkeit der Sachverhalte im Licht des Zwecks und des Ziels der Unionsmaßnahme, 
die die fragliche Unterscheidung einführt, zu beurteilen [ist]“ ( 4 ). 

20. Der Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung ( 5 ) sieht vor, dass das Alter und das Vorhandensein einer Behinderung auch künftig berück­
sichtigt werden dürfen, solange damit keine Diskriminierung verbunden ist. Wenn der Gesetzgeber 
daher beschließt, dass eine bestimmte Praxis unter bestimmten Bedingungen keine Diskriminierung 
darstellt, bedeutet dies keine Abweichung vom Grundsatz der Gleichbehandlung vergleichbarer Sach­
verhalte (die sowieso nur für eine Übergangsfrist zulässig wäre). Eine solche Regelung ist vielmehr ganz 
im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes, da damit anerkannt wird, dass die fraglichen Sachverhalte 
nicht miteinander vergleichbar und daher unterschiedlich zu behandeln sind (oder dass trotz Vergleich­
barkeit objektive Gründe für eine Ungleichbehandlung sprechen).
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( 1 ) Tritt beispielsweise in einer Familie gehäuft Brustkrebs auf, haben Mann und Frau nicht dasselbe Erkrankungsrisiko 
(um dieses einschätzen zu können, muss man folglich wissen, ob es sich bei der betreffenden Person um eine Frau 
oder einen Mann handelt). Fettleibigkeit ist ein Risikofaktor, der sich nach dem Verhältnis zwischen Taillen- und 
Hüftumfang bemisst („waist-to-hip-ratio“), das bei Frauen und Männern anders ausfällt. Mehr Beispiele sind Anhang 3 
zu entnehmen. 

( 2 ) Beispielsweise Prostatakrebs oder Brust- und Gebärmutterkrebs. 
( 3 ) So sollten beispielsweise bei Kfz-Versicherungen Preisunterschiede je nach Motorenleistung weiterhin zulässig sein, 

selbst wenn statistisch gesehen Fahrzeuge mit PS-stärkeren Motoren meist von Männern gefahren werden. Unter­
schiede in der Kfz-Versicherung aufgrund der Größe oder des Gewichts einer Person wären hingegen unzulässig. 

( 4 ) Siehe Randnrn. 28 und 29 des Test-Achats-Urteils. 
( 5 ) KOM(2008) 426 endg. Im Gegensatz zur Richtlinie 2004/113/EG enthält der Vorschlag keine Generalklausel wie die 

Unisex-Regel, wonach die Berücksichtigung des Alters oder einer Behinderung nicht zu Unterschieden bei den Prämien 
und Leistungen führen darf. Mit der entsprechenden Vorschrift in der Richtlinie soll anerkannt werden, dass beispiels­
weise zwei Personen unterschiedlichen Alters im Hinblick auf Lebensversicherungen nicht in einer vergleichbaren 
Situation sind und dass eine verhältnismäßige Ungleichbehandlung auf der Grundlage einer zuverlässigen Risiko­
bewertung daher keine Diskriminierung darstellt.



2.4 Versicherungen zur Altersvorsorge und betriebliche Renten 

21. Einige Versicherungsprodukte wie etwa kapitalbasierte Vorsorgeprodukte tragen zur Altersversorgung 
bei. Die Richtlinie 2004/113/EG gilt nur für private, freiwillige und von Beschäftigungsverhältnissen 
unabhängige Versicherungen und Rentensysteme, da der Bereich der Beschäftigung ausdrücklich von 
ihrem Geltungsbereich ausgenommen ist ( 1 ). Die Gleichbehandlung von Frauen und Männern bei Be­
triebsrenten wird im Rahmen der Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) 
vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) behandelt. 

22. Bei einigen betrieblichen Systemen der Altersvorsorge erfolgt die Leistung in besonderer Form, etwa in 
Form einer Zeitrente. Ist dies der Fall, dann fällt das fragliche System unter die Bestimmungen der 
Richtlinie 2006/54/EG, selbst wenn die Auszahlung durch einen Versicherer erfolgt. Muss dagegen der 
abhängig Beschäftigte direkt mit dem Versicherer ohne Mitwirkung des Arbeitgebers einen Vertrag 
abschließen, beispielsweise um einen Pauschalbetrag in eine regelmäßige Rentenzahlung umzuwandeln, 
ist die Richtlinie 2004/113/EG anwendbar. Nach Artikel 8 Buchstabe c der Richtlinie 2006/54/EG sind 
Versicherungsverträge, bei denen der Arbeitgeber nicht Vertragspartei ist, ausdrücklich vom Anwen­
dungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen. 

23. Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2006/54/EG können für Frauen und Männer 
unterschiedliche Leistungsniveaus festgelegt werden, wenn dies aus versicherungsmathematischen Grün­
den gerechtfertigt ist. Nach Ansicht der Kommission hat das Test-Achats-Urteil keine Auswirkungen auf 
diese Bestimmung, die sich auf einen völlig anderen Sachverhalt, nämlich den der betrieblichen Alters­
versorgung, bezieht und der sich auch von der Formulierung her stark von Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie 2004/113/EG unterscheidet. Nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2006/54/EG 
gilt die Festlegung unterschiedlicher Leistungsniveaus für Frauen und Männer nicht als Ungleichbehand­
lung, wenn dies aus versicherungsmathematischen Gründen gerechtfertigt ist. 

3. UMSETZUNG DER LEITLINIEN 

24. Die Mitgliedstaaten müssen die Konsequenzen aus dem Test-Achats-Urteil ziehen und ihre Gesetz­
gebung bis 21. Dezember 2012 so anpassen, dass die Anwendung der Unisex-Regel durch die Ver­
sicherer gewährleistet ist. Die Kommission wird sich über den Stand der Dinge auf dem Laufenden 
halten und so sicherstellen, dass nach diesem Datum die diesbezügliche nationale Gesetzgebung im 
Versicherungswesen mit dem Urteil übereinstimmt, wobei die in diesen Leitlinien erläuterten Kriterien 
als Richtschnur dienen. 

25. Die Kommission möchte eine wettbewerbsfähige, innovative Branche wie den Versicherungssektor 
ermutigen, ohne grundlose Eingriffe in das Gesamtpreisniveau die nötigen Anpassungen vorzunehmen 
und ihren Kunden attraktive Unisex-Produkte anzubieten. Sie wird die Entwicklung auf dem Versiche­
rungsmarkt weiterhin aufmerksam beobachten, um festzustellen, ob es im Zusammenhang mit dem 
Test-Achats-Urteil zu unbegründeten Preisanhebungen gekommen ist, und bei vermutetem wett­
bewerbswidrigem Verhalten dabei auch die vorhandenen wettbewerbsrechtlichen Instrumente ( 3 ) heran­
ziehen. 

26. Die Kommission wird über die Umsetzung des Test-Achats-Urteils in innerstaatliches Recht und in die 
Versicherungspraxis 2014 im Rahmen eines ausführlicheren Berichts über die Umsetzung der Richtlinie 
berichten.

DE 13.1.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 11/5 

( 1 ) Siehe Erwägungsgrund 15 sowie Artikel 3 Absatz 4 der Richtlinie. Gruppenkranken- und Gruppenunfallversicherun­
gen fallen daher nicht unter die Richtlinie. 

( 2 ) ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 23. 
( 3 ) Die gegenwärtige Gruppenfreistellungsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 267/2010 der Kommission vom 24. März 

2010 über die Anwendung von Artikel 101 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und abgestimmten Verhaltensweisen im Versicherungssektor, ABl. L 83 
vom 30.3.2010, S. 1) enthält eine Ausnahmeregelung, die es Versicherern ermöglicht, bestimmte Arten von Daten in 
Form von Erhebungen, Tabellen und Studien unter bestimmten Voraussetzungen gemeinsam zu nutzen. Speziell 
Vereinbarungen über Bruttoprämien fallen jedoch nicht unter die Freistellung. Die Gruppenfreistellungsverordnung 
läuft am 31. März 2017 aus; die Kommission wird sie vorab überprüfen, um zu sehen, ob eine Verlängerung der 
Freistellung gerechtfertigt ist.



ANHANG 1 

Berücksichtigung des Geschlechts bei der Risikobewertung im nationalen Recht (a)  
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Belgien Ja Nein (2) Nein (2) Nein Nein (2) Nein Nein (2) Ja Nein (2) Nein (2) Nein (2) Nein (2) Nein (2) Nein (2) Nein (2) Nein 

Bulgarien Ja Ja entfällt Nein entfällt entfällt entfällt Ja Nein entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja 

Dänemark Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Deutschland Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Estland Ja (1) Ja (1) entfällt Nein entfällt entfällt entfällt Ja (1) (b) Ja (1) entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Nein entfällt 

Finnland Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Frankreich Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Griechenland Ja (1) entfällt entfällt Ja (1) entfällt entfällt entfällt entfällt Ja (1) entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja (1) 

Irland Ja Ja entfällt Ja entfällt Ja entfällt Ja Nein entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja Ja 

Italien Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Lettland Ja Ja entfällt Nein entfällt Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja Ja 

Litauen Ja Ja entfällt Nein entfällt Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja 

Luxemburg Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Malta entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt 

Niederlande Ja (2) Nein Nein (c) Nein Nein (c) Nein (2) (c) Nein (c) Nein (2) (c) Nein Nein (c) Nein (c) Nein (c) Nein (c) Nein (c) Nein (c) Nein (c)
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Österreich Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Polen Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Portugal Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Rumänien entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt 

Schweden Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Slowakei Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Slowenien Ja Ja entfällt Nein entfällt Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt Ja Ja 

Spanien Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Tschechische 
Republik 

entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt entfällt 

Ungarn Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Vereinigtes 
Königreich 

Ja Ja entfällt Ja Ja Ja entfällt Ja Ja entfällt entfällt Ja Ja Ja Ja Ja 

Zypern Ja Nein Nein (2) Nein Nein (2) Nein Nein (2) Ja Ja Nein (2) Nein (2) entfällt Nein (2) Nein (2) Nein Nein 

Quelle: Umsetzung der Gleichstellungsrichtlinie im Versicherungswesen, Group Consultatif 2009, sofern nicht anders angegeben: (1) Civic Consulting-Umfrage bei einschlägigen Behörden (2) Civic Consulting-Befragung von einschlägigen 
Behörden, Gleichstellungsstellen und Wirtschaftsverbänden. Anmerkungen: (a) Die Übersicht zeigt, für welche Finanzprodukte die nationale Gesetzgebung in den Mitgliedstaaten die Berücksichtigung des Geschlechts bei der Risikobewertung 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie zulässt. (b) Keine nach Geschlecht aufgeschlüsselten Sterbetafeln bei der staatlich geförderten obligatorischen kapitalbasierten Form der Alterssicherung. (c) Das Geschlecht darf in die Berechnungen der 
Versicherer einfließen, aber nicht zu unterschiedlichen Prämien für Frauen und Männer führen.
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ANHANG 2 

Verwendung von Risikofaktoren je nach Versicherungsprodukt (Häufigkeit der Verwendung anhand der Berichte 
interessierter Kreise) 

Produktkategorie Definition der Produktkategorie Faktoren 

Geschlecht Alter Behinde­
rung 

Versicherungsprodukte 

Private Krankenversiche­
rung 

Private Krankenversicherung — Teil- oder Zusatzversicherung, die Gesundheitsrisiken 
abdeckt, die von der gesetzlichen Krankenversicherung nicht getragen werden 

++ ++ ++ 

Versicherung gegen 
schwere Krankheiten 
(Dread-Disease-Versiche­
rung) 

Versicherung gegen schwere Krankheiten — Versicherungspolice, deren Leistungen in 
Anspruch genommen werden können, wenn bei dem Versicherten während der Lauf­
zeit der Police eine bestimmte schwere Krankheit diagnostiziert wird 

++ ++ ++ 

Invaliditäts-/Erwerbsunfä­
higkeitsversicherung 

Invaliditäts-/Erwerbsunfähigkeitsversicherung — Versicherung, die zahlt, um den Ein­
kommensverlust auszugleichen, wenn der Versicherte aufgrund einer Behinderung er­
werbsunfähig geworden ist 

++ ++ ++ 

Lebensversicherung Lebensversicherung — Versicherung, die bei Erreichen eines bestimmten Lebensalters an 
den Versicherten oder im Todesfall an die Begünstigten ausgezahlt wird 

++ ++ ++ 

Kapitalbasierte Vorsorge- 
produkte 

Kapitalbasierte Vorsorgeprodukte (einschließlich privater Altersvorsorge) — Versiche­
rung, die künftige regelmäßige Zahlungen garantiert, nachdem zuvor ein Pauschalbetrag 
eingezahlt oder eine Reihe regelmäßiger Zahlungen geleistet wurden 

++ ++ + 

Kfz-Versicherung Kfz-Versicherung — Versicherung für Privatfahrzeuge, die zumindest die Haftpflicht­
versicherung umfasst 

++ ++ + 

Reiseversicherung Reiseversicherung — vorübergehende, nur für die Dauer der Reise gültige Versicherung, 
die auf jeden Fall die Krankheitskosten sowie etwaige während der Reise erlittene 
finanzielle und sonstige Verluste abdeckt 

+ ++ + 

Unfallversicherung Unfallversicherung — Versicherung, die für Verluste infolge eines durch einen Unfall 
verursachten Körperschadens oder für die Kosten der ärztlichen Behandlung eines 
unfallbedingten Körperschadens aufkommt 

+ + + 

Pflegeversicherung Pflegeversicherung — Versicherung, die die Kosten für die Langzeitpflege übernimmt, 
nachdem der durch die Krankenversicherung abgedeckte Zeitraum abgelaufen ist 

+ + + 

Kreditausfallversicherung/ 
Restschuldversicherung 

Kreditausfallversicherung/Restschuldversicherung — Versicherung, die für die monatli­
chen Kreditraten aufkommt, wenn der Versicherungsnehmer erwerbslos oder wegen 
Krankheit oder Unfall zahlungsunfähig wird 

+ + + 

Gebäudeversicherung Gebäude-/Hausratversicherung — Versicherung des Eigentums, die für Schäden an pri­
vaten Gebäuden und ihrem Inhalt aufkommt 

o + o 

Private Haftpflichtversiche­
rung 

Private Haftpflichtversicherung — Versicherung, die gegen Ansprüche Dritter schützt, 
d. h. die Zahlung erfolgt in der Regel an eine Person, die durch den Versicherten einen 
Schaden erlitten hat 

o + o 

Bank-/Darlehensprodukte (*) 

Hypothekarkredite Hypothekarkredite — durch eine Immobilie gesicherter Kredit o + o 

Verbraucherkredit (**) Verbraucherkredit — kurzfristiger Kredit an Verbraucher für den Kauf einer Ware; 
hierzu zählen auch Kundenkredite bei Einzelhandelsgeschäften, persönliche Kredite, 
Ratenkäufe, jedoch nicht Kreditkarten 

o + o 

Kreditkarten Kreditkarten — Karte, die es dem Karteninhaber aufgrund eines Schuldversprechens 
ermöglicht, Waren und Dienstleistungen sofort zu erwerben, aber erst später zu bezah­
len 

o + o
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Produktkategorie Definition der Produktkategorie Faktoren 

Geschlecht Alter Behinde­
rung 

Einlagenkonten Einlagenkonto — Giro-, Spar- oder sonstiges Bankkonto bei einem Kreditinstitut, auf 
das der Kontoinhaber Geld einzahlen oder von dem er Geld abheben kann. 

o o o 

Anmerkungen: ++ = Wird den Berichten zufolge häufig praktiziert (nach Aussage von Wirtschaftsverbänden, Versicherungsmathematikern, einschlägigen Behörden und 
Gleichstellungsbeauftragten zu 50 % oder mehr). 

+ = Wird den Berichten zufolge gelegentlich praktiziert (nach Aussage von Wirtschaftsverbänden, Versicherungsmathematikern, einschlägigen Behörden 
und Gleichstellungsbeauftragten zu 10 % bis 50 %). 

o = Wird den Berichten zufolge selten praktiziert (nach Aussage von Wirtschaftsverbänden, Versicherungsmathematikern, einschlägigen Behörden und 
Gleichstellungsbeauftragten zu weniger als 10 %). 

Gibt es bei den Angaben zur Häufigkeit zwischen den drei befragten Gruppen, auf die sich die Aussagen stützen (Wirtschaftsverbände/Versicherungsmathematiker/ein­
schlägigeBehörden und Gleichstellungsbeauftragte) Abweichungen, wurden für die Tabelle die Angaben der beiden Gruppen herangezogen, die in etwa gleich liegen). 
Die Produktkategorien können eine Vielzahl verschiedener marktgängiger Produkte umfassen. Gebündelte Produkte sind nicht erfasst (z. B. Girokonto plus Versicherungs­
produkt). 
(*) Alter und Geschlecht werden bisweilen zur Einschätzung der Kreditwürdigkeit verwendet, was Auswirkungen auf die Gewährung von Bankdienstleistungen oder Krediten 

haben kann. 
(**) Verbraucherkredite schließen Autokredite und persönliche Kredite mit ein.
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ANHANG 3 

Beispiele für trotz des „Test-Achats-Urteils“ weiterhin erlaubte geschlechtsspezifische Praktiken — Übernahme 
medizinischer Risiken 

Bei Abschluss einer Versicherung nimmt der Versicherer eine Abschätzung des vom Versicherungsanwärter ausgehenden 
Risikos vor, bevor das Risiko in einen kollektiven Pool von versicherten Risiken eingehen kann. Risikoübernahme und 
Grundpreis eines Versicherungsproduktes sind voneinander getrennt, um das Risikoprofil eines jeden Versicherungsneh­
mers mit berücksichtigen zu können. Bringt ein Versicherungsanwärter ein höheres Risiko in einen zuvor festgelegten 
Pool von Standardrisiken ein, wird der Versicherer in der Regel einen Risikozuschlag verlangen. Versicherer verwenden 
Antragsformulare, um Informationen über die Risikofaktoren zu sammeln; diese Formulare können lediglich ein paar 
generelle Fragen (vereinfachter Abschluss) oder aber ausführliche Fragen zur Krankengeschichte enthalten. Das Maß an 
Ausführlichkeit hängt von verschiedenen Faktoren — unter anderem vom jeweiligen Produkt und von der Versicherungs­
summe — ab. Es ist auch möglich, dass eine medizinische Untersuchung verlangt wird. 

Die nachstehende Übersicht enthält Beispiele für geschlechtsspezifische Praktiken, die trotz des „Test-Achats-Urteils“ 
gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie weiterhin erlaubt sind. Grob gesagt dürfen bei Fragen und Tests sowie bei 
der Bewertung medizinischer Befunde auch künftig die physiologischen Unterschiede zwischen Mann und Frau berück­
sichtigt werden. Die folgenden Beispiele lassen etwaige Vorschriften der Mitgliedstaaten zur Regelung einzelner Aspekte, 
die in der Richtlinie nicht erfasst sind, unberührt. 

Antragsformulare Versicherer dürfen Angaben zum Geschlecht verlangen und Fragen zu etwaigen ge­
schlechtsspezifischen Krankheiten stellen. Die Antragsformulare können je nach Ge­
schlecht unterschiedliche Fragen beinhalten (ausgenommen Fragen zur Schwanger­
schaft). 

Die Familiengeschichte ist für bestimmte Produkte wie beispielsweise Versicherungen 
gegen schwere Krankheiten besonders wichtig. 

Eine Frau, in deren Familie Brustkrebs gehäuft vorkam, wird in der Regel eine höhere 
Risikoprämie zahlen müssen als eine Frau, die keine solche Familiengeschichte aufweist, 
da dieser Faktor für die Einschätzung des Risikos, die Krankheit zu bekommen, von 
zentraler Bedeutung ist. Dagegen gibt es keinen Grund, von einem Mann mit derselben 
Familienhistorie einen solchen Risikozuschlag zu verlangen, da die Wahrscheinlichkeit, 
dass er an Brustkrebs erkrankt, sehr gering ist. 

Medizinische Untersuchungen Frauen und Männer müssen sich nicht zwangsläufig denselben medizinischen Unter­
suchungen unterziehen; aus versicherungstechnischen Gründen können daher, wenn 
nötig, je nach Geschlecht unterschiedliche Untersuchungen vorgeschrieben werden 
(Mammographie, Prostata-Vorsorgeuntersuchungen usw.). 

Die Versicherer dürfen auch künftig je nach Geschlecht unterschiedliche Richtwerte für 
die Notwendigkeit von Untersuchungen zugrunde legen, die die Wahrscheinlichkeit 
einer Erkrankung im Vorfeld einer Untersuchung widerspiegeln. So tritt zum Beispiel 
die ischämische Herzkrankheit (IHK) überwiegend bei Männern in der Zeit auf, in der 
normalerweise Versicherungen abgeschlossen werden, während die Wahrscheinlichkeit 
einer Erkrankung bei Frauen vor dem Klimakterium sehr gering ist. Eine Untersuchung 
auf IHK ist daher bei Männern sehr viel aussagekräftigerer als bei Frauen. Indem dieser 
Aspekt berücksichtigt wird, können unnötige Untersuchungen vermieden werden. 

Auswertung medizinischer 
Untersuchungsergebnisse 

Verschiedene Referenzwerte 

Unterschiedliche Prognosen für 
dieselbe Krankheit 

Für Männer und Frauen kann es unterschiedliche medizinische Referenzwerte/Prog­
nosen geben; deshalb muss das Geschlecht bei der Auswertung medizinischer Befunde 
berücksichtigt werden: 

— Um festzustellen, ob eine Anämie vorliegt, wird für gewöhnlich ein Hämoglobintest 
durchgeführt. Der Normalbereich ist bei Frauen und Männern unterschiedlich, was 
bedeutet, dass ein Mann und eine Frau mit demselben Untersuchungsergebnis sich 
medizinisch gesehen nicht in derselben Situation befinden. Es ist daher normal, dass 
die Ergebnisse anhand unterschiedlicher Spektren für Männer und Frauen bewertet 
werden. 

— Erhöhte Kreatininwerte sind ein Hinweis auf eine Nierenerkrankung. Die Referenz­
werte sind für Frauen und Männer unterschiedlich; Männer haben höhere Kreatinin­
werte, weil sie über mehr Skelettmuskelmasse verfügen.
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— Der prognostische Wert von Hämaturie (Vorkommen von roten Blutkörperchen im 
Urin) variiert bei Frauen und Männern, da Frauen irreführende positive Ergebnisse 
aufgrund der Menstruation haben können. 

— Um festzustellen, ob eine koronare Herzkrankheit vorliegt, werden zumeist Belas­
tungstest durchgeführt. Da bei jungen Frauen die Wahrscheinlichkeit, an einer 
koronaren Herzkrankheit zu leiden, sehr viel geringer ist als bei Männern, müssen 
die Ergebnisse unter Berücksichtigung des Geschlechts ausgewertet werden, da sol­
che Tests bei jungen Frauen sehr viel mehr falsche positive Ergebnisse erzeugen 
würden als tatsächliche Hinweise auf das Vorliegen einer Krankheit. 

— Dieselbe Krankheit kann auch je nach Geschlecht unterschiedliche Auswirkungen 
haben. Dies ist zum Beispiel beim Alport-Syndrom der Fall, einer erblichen Form 
der Nierenentzündung. Frauen mit dieser Störung haben in der Regel eine normale 
Lebenserwartung, wobei als einziges Symptom eine Hämaturie auftritt, während 
sich bei Männern diese Erkrankung noch vor dem 50. Lebensjahr wahrscheinlich 
in Form von Taubheit, Sehstörungen und schließlich Nierenversagen äußert. 

Die Versicherer dürfen daher auch künftig unterschiedliche Prämien festlegen, wenn sie 
dabei die von der Medizin befürworteten geschlechtsspezifischen Normalbereiche zu­
grunde legen. Prädispositionen oder Risikofaktoren, die zwar bei beiden Geschlechtern 
zum Tragen kommen, aber jeweils einen unterschiedlich schweren Verlauf nehmen 
oder sich anders äußern, dürfen auch in Zukunft bei der Prämienfestsetzung berück­
sichtigt werden. 

Anatomische Unterschiede Es gibt anatomische Unterschiede zwischen Frau und Mann (z. B. bei der Skelettmus­
kelmasse), die erklären, warum die Referenzwerte und damit auch die Grenzwerte, die 
darüber entscheiden, was noch bzw. nicht mehr im Normalbereich liegt, nicht dieselben 
sind (siehe oben). So ist die Verträglichkeit von Alkohol bei Männern und Frauen im 
Allgemeinen nicht dieselbe, weshalb der Staat in der Regel für den Alkoholkonsum, der 
noch als ungefährlich gilt, je nach Geschlecht andere Richtwerte ausgibt, die auf medizi­
nischen Erkenntnissen beruhen. Ein bestimmtes Maß an Alkoholkonsum, das für ein 
Geschlecht noch ungefährlich ist, kann für das andere Geschlecht gefährlich sein und 
ein klinisches Risiko darstellen. 

Leistungen Zwei Personen, bei denen dieselbe Krankheit diagnostiziert wird, erhalten nicht unbe­
dingt dieselbe Behandlung, weil ihre Geschlechtszugehörigkeit mit darüber bestimmen 
kann, welche Behandlung aus medizinischer Sicht die am besten geeignete ist. So kann 
beispielsweise das Wachstum einiger Krebsarten (z. B. Nierenkrebs) hormonbedingt sein 
und es könnte eine geschlechtsspezifische Hormonbehandlung zur Eindämmung des 
Krebses nötig sein. In einem solchen Fall würden dann jeweils andere Versicherungs­
leistungen für die medizinische Behandlung geltend gemacht werden.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

12. Januar 2012 

(2012/C 11/02) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,2736 

JPY Japanischer Yen 97,92 

DKK Dänische Krone 7,4366 

GBP Pfund Sterling 0,83055 

SEK Schwedische Krone 8,8515 

CHF Schweizer Franken 1,2112 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 7,6770 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 25,581 

HUF Ungarischer Forint 307,88 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,6999 

PLN Polnischer Zloty 4,4392 

RON Rumänischer Leu 4,3490 

TRY Türkische Lira 2,3545 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,2303 

CAD Kanadischer Dollar 1,2946 

HKD Hongkong-Dollar 9,8933 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,5985 

SGD Singapur-Dollar 1,6441 

KRW Südkoreanischer Won 1 470,72 

ZAR Südafrikanischer Rand 10,2610 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 8,0467 

HRK Kroatische Kuna 7,5450 

IDR Indonesische Rupiah 11 681,89 

MYR Malaysischer Ringgit 3,9991 

PHP Philippinischer Peso 56,076 

RUB Russischer Rubel 40,2930 

THB Thailändischer Baht 40,500 

BRL Brasilianischer Real 2,2795 

MXN Mexikanischer Peso 17,2985 

INR Indische Rupie 65,6160
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Aktualisierung der Richtbeträge für das Überschreiten der Außengrenzen gemäß Artikel 5 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen 
Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener 
Grenzkodex) (ABl. C 247 vom 13.10.2006, S. 19; ABl. C 153 vom 6.7.2007, S. 22; ABl. C 182 
vom 4.8.2007, S. 18; ABl. C 57 vom 1.3.2008, S. 38; ABl. C 134 vom 31.5.2008, S. 19; ABl. C 37 
vom 14.2.2009, S. 8; ABl. C 35 vom 12.2.2010, S. 7; ABl. C 304 vom 10.11.2010, S. 5; ABl. C 24 

vom 26.1.2011, S. 6; ABl. C 157 vom 27.5.2011, S. 8 und ABl. C 203 vom 9.7.2011, S. 16) 

(2012/C 11/03) 

Die Veröffentlichung der Richtbeträge für das Überschreiten der Außengrenzen gemäß Artikel 5 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über 
einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) 
erfolgt unter Zugrundelegung der von den Mitgliedstaaten entsprechend Artikel 34 des Schengener Grenz­
kodex an die Kommission übermittelten Angaben. 

Neben der Veröffentlichung dieser Daten im Amtsblatt wird eine monatlich aktualisierte Fassung auf der 
Website der Generaldirektion für Inneres zur Verfügung gestellt. 

SCHWEDEN 

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006 veröffentlichten Informationen 

Am 15. November 2011 wird der Richtbetrag für den Grenzübertritt durch schwedische Rechtsvorschriften 
auf 450 SEK pro Tag festgesetzt.
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.6444 — Terrena/Lyonnaise des Eaux/JV) 

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/C 11/04) 

1. Am 22. Dezember 2011 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Lyonnaise des Eaux France („LDE“, Frankreich) und das Unternehmen Terrena (Frankreich) 
erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die gemeinsame 
Kontrolle über ein neugegründetes Gemeinschaftsunternehmen („Terre’o“, Frankreich). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— LDE: gesamter Wasserzyklus von der Trinkwassergewinnung bis zur Abwasseraufbereitung, Kundenma­
nagement (Verbrauchsmessung) und Arbeiten an den Wasserverteilungsanlagen und –netzen. LDE gehört 
zur GDF Suez-Gruppe, 

— Terrena: Lebensmittelsektor, Pflanzenerzeugnisse und besondere Vertriebswege, tierische Erzeugung und 
landwirtschaftliche Kulturpflanzen. Terrena ist eine Landwirtschaftsgenossenschaft, deren Kapital von 
rund 18 500 Landwirten und anderen Genossenschaften gehalten wird, 

— Terre’o: Management von Kläranlagen und des Wasserzyklus von Standorten der Lebensmittelindustrie. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission 
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der EG-Fusionskontrollverord­
nung fallen könnte ( 2 ) in Frage. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.
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Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser 
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.6444 — 
Terrena/Lyonnaise des Eaux/JV per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa. 
eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Veröffentlichung eines Eintragungsantrags gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 des Rates zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für 

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

(2012/C 11/05) 

Diese Veröffentlichung eröffnet die Möglichkeit, gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 ( 1 ) 
Einspruch gegen den Antrag einzulegen. Der Einspruch muss innerhalb von sechs Monaten ab dieser 
Veröffentlichung bei der Europäischen Kommission eingehen. 

EINZIGES DOKUMENT 

VERORDNUNG (EG) Nr. 510/2006 DES RATES 

„JAGNIĘCINA PODHALAŃSKA“ 

EG-Nr.: PL-PGI-0005-0837-12.11.2010 

g.g.A. ( X ) g.U. ( ) 

1. Name: 

„Jagnięcina podhalańska“ 

2. Mitgliedstaat oder Drittland: 

Polen 

3. Beschreibung des Agrarerzeugnisses oder des Lebensmittels: 

3.1 Erzeugnisart: 

Klasse 1.1 Fleisch (und Schlachtnebenerzeugnisse), frisch 

3.2 Beschreibung des Erzeugnisses, für das der unter Punkt 1 aufgeführte Name gilt: 

Die geschützte geografische Angabe gilt für Lämmer der folgenden Rassen: „Polska Owca Górska“ 
(Polnisches Bergschaf) und/oder „Polska Owca Górska odmiany barwnej“ (Polnisches Bergschaf, farbig) 
und/oder „Cakiel Podhalański“ (Zackelschaf der Podhale-Region). Die genannten Rassen werden nicht 
untereinander gekreuzt. 

Mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ wird ausschließlich das Fleisch von Lämmern aus der 
Podhale-Region bezeichnet, die nicht älter als 60 Tage sind. Dabei handelt es sich um die Schlacht­
körper von Milchlämmern mit einem Gewicht von 4 bis 8 kg. 

Das mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch aus der Podhale-Region 
muss folgende Merkmale aufweisen: 

1. Organoleptische Merkmale: 

— hellrosa Farbe, 

— weiche, elastische Textur, 

— zart und saftig im Geschmack,
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— charakteristischer Geruch, der dem von Wildbret (insbesondere Reh) ähnelt, 

— minimale Fettabdeckung des Schlachtkörpers — Fettgewebeklasse 1 auf der EUROP-Skala, 

— geringer Anteil an weißem Nierenfettgewebe: 30-40 g. 

2. Physikalisch-chemische Merkmale: 

— mittleres Gesamteiweiß: 18 %-23 % 

— mittlere Trockenmasse: 20 %-25 % 

— mittlerer Rohfettgehalt: 1,25 %-2,2 % 

3.3 Rohstoffe (nur für Verarbeitungserzeugnisse): 

— 

3.4 Futter (nur für Erzeugnisse tierischen Ursprungs): 

Die Lämmer werden ausschließlich mit Muttermilch gesäugt. 

Im Sommer und Herbst weiden die Schafe auf den Bergweiden und ernähren sich von Grünfutter. Im 
Winter und im zeitigen Frühjahr erhalten sie Heu, Silagefutter und Kraftfutter. Mit Ausnahme des 
Kraftfutters muss das Futter aus dem unter Punkt 4 abgegrenzten geografischen Gebiet stammen. 

3.5 Besondere Erzeugungsschritte, die in dem abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen müssen: 

Die Lämmer werden in dem unter Punkt 4 abgegrenzten geografischen Gebiet geboren und auf­
gezogen, bis sie das erforderliche Alter und Körpergewicht erreicht haben. 

3.6 Besondere Vorschriften für Vorgänge wie Schneiden, Reiben, Verpacken usw.: 

— 

3.7 Besondere Vorschriften für die Etikettierung: 

— 

4. Kurzbeschreibung der Abgrenzung des geografischen Gebiets: 

Woiwodschaft Śląskie (Schlesien): im Kreis Cieszyń (Teschen) die Gemeinde Istebna, 

im Kreis Żywiec die Gemeinden: Milówka, Węgierska Górka, Rajcza, Ujsoły, Jeleśnia und Koszarawa 

Woiwodschaft Małopolskie (Kleinpolen): der gesamte Kreis Nowy Targ (Neumarkt) und der gesamte 
Tatra-Kreis (Powiat Tatrzański), 

im Kreis Sucha Beskidzka die Gemeinden: Zawoja, Bystra und Sidzina, 

im Kreis Limanowa die Gemeinde Niedźwiedź und der im Gorce-Nationalpark (Gorczański Park 
Narodowy) bzw. südlich des Flusses Kamienica gelegene Teil der Gemeinde Kamienica sowie in der 
Gemeinde Mszana Dolna die Schulzendörfer Olszówka, Raba Niżna, Łostówka, Łętowe und Lubo­
mierz, 

im Kreis Nowy Sącz (Neu Sandez) die Gemeinden: Piwniczna, Muszyna und Krynica. 

5. Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet: 

5.1 Besonderheit des geografischen Gebiets: 

5.1.1 N a t ü r l i c h e G e g e b e n h e i t e n 

Das unter Punkt 4 abgegrenzte geografische Gebiet zählt zu den Westkarpaten mit den Gebirgszügen 
Tatra, Beskiden, Pieninen und Gorce. Das Erzeugungsgebiet des mit dem Namen „Jagnięcina pod­
halańska“ bezeichneten Milchlammfleischs reicht über den Kernbereich der heutigen Podhale-Region 
hinaus. Der Name bezieht sich dabei auf die Mikroregion, die das Zentrum des gesamten Erzeugungs­
gebiets darstellt, das sowohl historisch und ethnisch-kulturell als auch geografisch ein kohärentes 
Gebiet bildet. In diesem Gebiet hat sich im Laufe der Jahrhunderte eine einheitliche Form der 
Schafhaltung herausgebildet, die untrennbar mit der Landschaft und der Kultur dieser Region ver­
bunden ist. 

Im Erzeugungsgebiet herrschen raue klimatische Bedingungen mit einer niedrigen Durchschnittstem­
peratur von ca. 5 °C, einer Schneedecke, die lange liegen bleibt, und beträchtlichen Niederschlägen, die 
eine Schwankungsbreite von 900 bis 1 200 mm aufweisen können. Kennzeichnend für dieses Klima 
sind die thermischen Verhältnisse, die in einem engen Zusammenhang mit der Geländebeschaffenheit 
stehen. Da das Erzeugungsgebiet relativ hoch gelegen ist, herrschen dort niedrige Temperaturen.
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Die Podhale-Region zeichnet sich durch eine artenreiche und einzigartige Pflanzenwelt aus, die sowohl 
einheimische Arten als auch Pflanzen umfasst, die der Mensch in dieses Gebiet gebracht hat. Zu den 
Pflanzen, die in Polen nur in der Podhale-Region vorkommen, zählen unter anderem der Karpaten- 
Rittersporn (Delphinium oxysepalum), der Berg-Lein (Linum extraaxillare), der Schnee-Enzian (Gen­
tiana nivalis), der Echte Alpenenzian (oder Clusius-Enzian) (Gentiana clusii), die Gewöhnliche Alpen­
scharte (Saussurea alpina), der Habichtskrautblättrige Steinbrech (Saxifraga hieracifolia), das Alpen- 
Stiefmütterchen (Viola alpina), die Alpen-Glockenblume (Campanula alpina), der Alpen-Wundklee 
(Anthyllis alpestris), das Zottige Habichtskraut (Hieracium villosum) und der Hänge-Tragant (Astra­
galus penduliflorus). 

Das im Landschaftspark von Żywiec (Żywiecki Park Krajobrazowy) gelegene Pilsko-Massiv (1 557 m 
ü.d.M.), auf dem sich ähnlich wie im Tatra-Gebirge eine subalpine Vegetationsstufe herausgebildet hat, 
ist eine der unberührtesten Gegenden in Polen. Die subalpine Vegetationsstufe erstreckt sich von einer 
Höhe von 1 400 m ü.d.M. bis zum Gipfel des Pilsko. 

In dem unter Punkt 4 abgegrenzten Erzeugungsgebiet weiden Schafe der Rasse „Cakiel Podhalański“ 
(Zackelschaf der Podhale-Region), „Polska Owca Górska“ (Polnisches Bergschaf) und „Polska Owca 
Górska odmiany barwnej“ (Polnisches Bergschaf, farbig). Ausschließlich Lämmer der genannten Ras­
sen, die bei den auf traditionelle Weise gehaltenen Muttertieren aufwachsen, dienen zur Erzeugung des 
mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichneten Fleisches aus der Podhale-Region. Die Schafe 
bleiben die ganze Saison über, also von Ende April bis Anfang Oktober, auf der Bergweide. Lämmer 
werden das ganze Jahr über geworfen. Die in den Wintermonaten geborenen Lämmer bleiben von 
ihrer Geburt an für die Dauer ihrer Aufzucht im Stall. Nach dem Auftrieb der Mutterschafe auf die 
Weide werden die Lämmer getrennt von ihnen aufgezogen. Die im Frühjahr geborenen Lämmer 
werden zusammen mit den Muttertieren auf die Weide gebracht, sofern die Witterungsbedingungen 
dies zulassen. 

Die Tiere müssen innerhalb des unter Punkt 4 abgegrenzten geografischen Gebiets geweidet werden. 

Das Zackelschaf der Podhale-Region kam mit der Wanderung walachischer Hirtenstämme, die entlang 
der Gebirgskette der Karpaten verlief, im 14. Jahrhundert ihren Anfang nahm und im 16. Jahrhundert 
an der Mährischen Pforte endete, in das unter Punkt 4 abgegrenzte Erzeugungsgebiet. Kennzeichnend 
für diese Schafrasse sind ihre vielseitige Verwendbarkeit, ihre hervorragende Anpassung an das raue 
Klima in dieser Region, ihre Widerstandsfähigkeit gegen Krankheiten, die ausgezeichnete Qualität ihres 
Fleisches und ihr ausgeprägter Herdentrieb. 

Das Polnische Bergschaf ist ein veredelter Typ der Rasse des Zackelschafs der Podhale-Region und 
durch Kreuzung mit dem Karpaten-Zackelschaf aus Siebenbürgen sowie dem friesischen Schaf ent­
standen. Durch diese Einkreuzung konnten das Körpergewicht der erwachsenen Mutterschafe erhöht 
sowie die Ergiebigkeit und Beschaffenheit des Wollvlieses und die Milchleistung verbessert werden. 
Gleichzeitig mit der Verbesserung der Produktionsparameter dieser Rasse wurden wertvolle Eigen­
schaften erzielt, die die Anpassung der Tiere an die schwierigen natürlichen Bedingungen ihres 
Lebensraumes ermöglichten, nämlich: robuste Gesundheit, Langlebigkeit, Widerstandsfähigkeit sowie 
eine angesichts der Haltungsbedingungen gute Milchleistung und Fruchtbarkeit. Dabei konnten die 
Qualität und die Merkmale des Fleisches der Lämmer bewahrt werden. Das Polnische Bergschaf hat 
ein weißes Fell, das Polnische Bergschaf der farbigen Rassenvariante hingegen ein dunkelbraunes Fell, 
das mit der Zeit eine graue bzw. rötliche Färbung annimmt. 

5.1.2 G e s c h i c h t l i c h e T r a d i t i o n u n d h a n d w e r k l i c h e s K ö n n e n 

Mit der Zuwanderung der Walachen erfuhr die Landwirtschaft in der gesamten Region einen grund­
legenden Wandel, da man nunmehr begann, hier Schafe, Ziegen und Rinder zu halten. Die Walachen 
brachten das handwerkliche Können zur Milchverarbeitung sowie zur Herstellung von Käse, Wolle 
und Leder mit. Die ältesten Hinweise auf die ethnische Gruppe der Walachen finden sich in dem 
Werk des Chronisten Jan Długosz „Żywot św. Kingi“ (Das Leben der heiligen Kunigunde) aus dem 15. 
Jahrhundert. In einer Bestandsaufnahme aus dem Jahr 1564 findet man Anhaltspunkte dafür, dass die 
Walachen ihre Schafe in der Region Żywiec (Saybusch) in der Starostei Lanckorona sowie in den 
Herzogtümern Oświęcim (Auschwitz) und Zator geweidet haben. Aus Gründungsdokumenten von 
Dörfern in der Podhale-Region vom Ende des 16. Jahrhunderts geht hervor, dass das freie Weiden von 
Schafen in den Bergen gestattet war, was belegt, dass es schon damals in dieser Region Herden 
gegeben hat. 

Zur Erzeugung des mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichneten Milchlammfleischs aus der 
Podhale-Region verwenden die lokalen Züchter ausschließlich die unter Punkt 5.1.1 beschriebenen 
Rassen, die genetisch hervorragend an das raue Hochgebirgsklima angepasst sind. Dies ist das Ergebnis 
einer Selektion über Generationen hinweg, wobei das hohe handwerkliche Können, das zur Zucht 
dieser Rassen erforderlich ist, unmittelbar auf der Erfahrung der lokalen Züchter gründet. Wie sehr die 
genannten Rassen in der Podhale-Region verwurzelt sind, ist auch in der achtbändigen Publikation
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„Pasterstwo Tatr Polskich i Podhala“ (Weidewirtschaft in der Polnischen Tatra und der Podhale-Region) 
aus dem Jahr 1960 nachzulesen. Ein weiteres Merkmal der Schaf-Weidewirtschaft ist der „redyk“ 
genannte lange Auftrieb der Schafe auf die Bergweide und ihr Abtrieb von den Weideplätzen (Trans­
humanz), wodurch die Muskelbildung gefördert und die Widerstandsfähigkeit ihres Organismus ge­
stärkt werden. Ein zusätzlicher Effekt dieser Weidemethode besteht darin, dass die Schafe sich ab­
wechslungsreich ernähren, da sich die Vegetation je nach dem Hochwaldgebiet, in dem die Weide­
plätze liegen, ändert und die Tiere ein vielfältiges Nahrungsangebot vorfinden und eine breite Palette 
an Nährstoffen zu sich nehmen. Das hohe handwerkliche Können der einheimischen Bergbauern und 
die traditionellen Methoden der Schafhaltung finden ihren Niederschlag in der Qualität des mit dem 
Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichneten Milchlammfleischs aus der Podhale-Region, dessen 
Erzeugung untrennbar mit der Kultur der dort ansässigen Bewohner verbunden ist. Die traditionelle 
Schafzucht stellt ein starkes Bindeglied zwischen den Generationen dar und trägt dazu bei, die 
einzigartige Identität, die in dem Dialekt, der Kultur und Kunst sowie im Brauchtum der örtlichen 
Bevölkerung zum Ausdruck kommt, nachhaltig zu bewahren. 

5.2 Besonderheit des Erzeugnisses: 

Das mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Fleisch von Milchlämmern aus der Pod­
hale-Region zeichnet sich durch eine nur geringe Fettabdeckung des Schlachtkörpers und außerge­
wöhnliche Saftigkeit aus, die von der intramuskulären Fetteinlagerung (Marmorierung) abhängig ist. 
Charakteristisch für dieses Fleisch sind außerdem seine hellrosa Farbe sowie seine zarte, elastische 
Textur. Das typische Merkmal, das dieses Milchlammfleisch aus der Podhale-Region von anderem 
Lammfleisch unterscheidet, sind sein spezifischer Geschmack und Geruch, der dem von Wildbret 
(insbesondere Reh) ähnelt. 

5.3 Ursächlicher Zusammenhang zwischen dem geografischen Gebiet und der Qualität oder den Merkmalen des 
Erzeugnisses (im Falle einer g.U.) bzw. einer bestimmten Qualität, dem Ansehen oder sonstigen Eigenschaften 
des Erzeugnisses (im Falle einer g.g.A.): 

Der Zusammenhang zwischen dem mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichneten Milch­
lammfleisch und dem geografischen Gebiet der Podhale-Region beruht auf den charakteristischen 
Merkmalen des Erzeugnisses, die sich aus seiner geografischen Herkunft ergeben, sowie auf seinem 
damit verbundenen Ansehen. 

Die charakteristischen Merkmale dieses Milchlammfleischs aus der Podhale-Region werden durch die 
spezifischen Aufzuchtmethoden erzielt. Die Aufzucht der Lämmer erfolgt extensiv und ausschließlich 
in dem unter Punkt 4 abgegrenzten geografischen Gebiet, wobei die Weideplätze optimal genutzt 
werden. Mit Ausnahme der Wintermonate wird die Herde zu immer neuen Weideplätzen geführt. Die 
Weidemethoden verleihen dem Erzeugnis seinen besonderen Charakter, denn die Mutterschafe finden 
auf dem nicht intensiv genutzten Gelände als Nahrungsangebot eine abwechslungsreiche einzigartige 
Vegetation, was sich auf die Qualität der Milch auswirkt, mit der die Lämmer gesäugt werden, und 
damit auch auf die Merkmale des als „Jagnięcina podhalańska“ bezeichneten Milchlammfleischs aus 
der Podhale-Region. Im Winter, wenn die Schafe im Stall bleiben, erhalten sie Heu und Silagefutter 
aus Pflanzen, die aus dem unter Punkt 4 abgegrenzten geografischen Gebiet stammen. So bekommen 
die Mutterschafe das ganze Jahr über Raufutter mit ähnlicher botanischer Zusammensetzung. 

Der überaus geringe Fettgehalt dieses Lammfleischs ist maßgeblich auf die genetische Ausstattung der 
Schafrassen, die traditionell zur Erzeugung des Milchlammfleischs „Jagnięcina podhalańska“ aus der 
Podhale-Region verwendet werden, sowie auf die besonderen natürlichen Bedingungen des Erzeu­
gungsgebiets zurückzuführen. Eine wichtige Rolle spielt dabei auch die Ernährung der Lämmer, die 
ausschließlich mit Muttermilch gesäugt werden. Die natürlichen Bedingungen des Erzeugungsgebiets 
und insbesondere die einzigartige Vegetation, die den Schafen als Nahrung dient, steigern die Qualität 
und den Nährwert der Milch der Mutterschafe. Die Muttermilch, mit der die Lämmer ernährt werden, 
wirkt sich unmittelbar auf den spezifischen Geschmack und den Geruch des Milchlammfleischs 
„Jagnięcina podhalańska“ aus der Podhale-Region aus, der dem von Wildbret ähnelt und durch den 
sich dieses Fleisch am stärksten von anderem Lammfleisch unterscheidet. Die einzigartigen Vorzüge, 
die die Vegetation in dem abgegrenzten Erzeugungsgebiet bietet, finden also ihren Niederschlag in der 
Muttermilch und kommen auf diese Weise den damit gesäugten Lämmern zugute. Seinen typischen 
Geruch verdankt das Milchlammfleisch aus der Podhale-Region auch dem ursprünglichen Genotyp, 
durch den sich die zu seiner Erzeugung verwendeten Rassen auszeichnen. 

Das als „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch aus der Podhale-Region ist außerge­
wöhnlich saftig, was auf seine Marmorierung, d. h. das Vorhandensein von intramuskulärem Fett 
zurückzuführen ist. Während der Zubereitung des Fleisches löst sich dieses Fett auf, verbleibt jedoch 
im Muskel und verleiht ihm so seine Saftigkeit. Die Muskelflüssigkeit ist Träger der Geschmacks- und 
Geruchsstoffe, und die im Fett enthaltenen flüchtigen Stoffe bilden die hauptsächlichen Geschmacks- 
und Geruchskomponenten. Neben dem niedrigen Schlachtalter der Tiere hat dabei auch die Zusam­
mensetzung der Nahrung wesentlichen Einfluss auf die Merkmale dieses Milchlammfleischs aus der 
Podhale-Region.

DE 13.1.2012 Amtsblatt der Europäischen Union C 11/19



Ansehen des Erzeugnisses 

Das als „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch aus der Podhale-Region genießt bei 
Verbrauchern im In- und Ausland einen hervorragenden Ruf. Dieses Produkt hat sich während der 
vielen Jahrhunderte, in denen Schafzucht in dem beschriebenen Erzeugungsgebiet betrieben wurde, 
bei den Abnehmern hohes Ansehen erworben. Dank der jahrhundertelangen Pflege der Tradition der 
Bergschäferei, die zur Etablierung einer starken „Marke“ geführt hat, verbinden die polnischen Ver­
braucher das mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch fest mit dem 
geografischen Gebiet der Podhale-Region, in dem es produziert wird. Das Wissen der Verbraucher um 
die in diesem Gebiet stark verwurzelte Tradition des Schäferhandwerks und das volkstümliche Ethos 
der Bewohner dieser Bergregion tragen ebenfalls zu dem hohen Ansehen dieses Erzeugnisses aus der 
Podhale-Region bei. 

In dem abgegrenzten Erzeugungsgebiet befindet sich eine der beliebtesten Hochgebirgsregionen Po­
lens, was den Bekanntheitsgrad der von dort stammenden Erzeugnisse zusätzlich befördert. Die Ver­
braucher wissen seit Jahren, dass sich das gesamte Gebiet durch eine saubere natürliche Umwelt und 
eine einzigartige Vegetation auszeichnet, was sich in der Qualität des Milchlammfleischs „Jagnięcina 
podhalańska“ aus der Podhale-Region niederschlägt. Schon auf der ersten Landkarte vom Teschener 
Schlesien (Śląsk Cieszyński), die 1724 herausgegeben wurde, waren 50 Schäferhütten verzeichnet. In 
ihrer zweiten Auflage war diese Karte mit einem Text versehen, der dazu einlud, die Bergregion des 
Herzogtums Teschen (Cieszyń) zu besuchen und sich von den gesundheitsfördernden Eigenschaften 
der Schafsmilch zu überzeugen, die besonders im Mai zum Tragen kommen, wenn die Kräuter ihre 
volle Wirkung entfalten. Da die Verbraucher um den positiven Einfluss der intakten Umwelt des 
abgegrenzten Erzeugungsgebiets auf das als „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch 
aus der Podhale-Region wissen und dieses bei ihnen hohes Ansehen genießt, sind sie auch bereit, 
dafür einen höheren Preis zu zahlen. 

Die Verbraucher schätzen dieses Fleisch vor allem wegen seines unverwechselbaren spezifischen 
Geruchs und seiner Zartheit. Dank seiner Qualität, seiner geschmacklichen Vorzüge und des hohen 
Nährwerts ist das mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlammfleisch zu einer 
Spezialität der Küche der Bergregion Podhale geworden. 

Von dem hohen Ansehen des Milchlammfleischs „Jagnięcina podhalańska“ aus der Podhale-Region 
zeugt unter anderem, dass dieses Produkt in dem gesamtpolnischen Wettbewerb „Nasze Kulinarne 
Dziedzictwo“ (Unser kulinarisches Erbe) 2008 mit der Preisstatuette „Perła“ ausgezeichnet wurde. 

Der ganz besondere Ruf, den das mit dem Namen „Jagnięcina podhalańska“ bezeichnete Milchlamm­
fleisch aus der Podhale-Region genießt, kommt auch darin zum Ausdruck, dass hierfür höhere Preise 
erzielt werden als für Lammfleisch aus anderen Regionen. Für das Fleisch von Milchlämmern aus der 
Podhale-Region erzielen die Erzeuger nämlich einen um etwa 10 bis 20 % höheren Preis, als er für 
Lammfleisch aus anderen Regionen Polens gezahlt wird. 

Hinweis auf die Veröffentlichung der Spezifikation: 

(Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006) 

http://www.minrol.gov.pl/index.php?/pol/Jakosc-zywnosci/Produkty-regionalne-i-tradycyjne/Zlozone-wnioski- 
o-rejestracje-Produkty-regionalne-i-tradycyjne
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Bekanntmachung eines Antrags gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG — Fristverlängerung 

Antrag eines öffentlichen Auftraggebers 

(2012/C 11/06) 

Bei der Kommission ging am 26. Oktober 2011 ein Antrag gemäß Artikel 30 Absatz 5 der Richtlinie 
2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der 
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste ( 1 ) ein. 

Der vom Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. im Namen der öffentlichen Auftraggeber 
des Sektors gestellte Antrag betrifft die Erzeugung und den Großhandelsverkauf von Strom in Deutschland. 
Der Antrag wurde im ABl. C 337 vom 18.11.2011, S. 7, veröffentlicht. Diese ursprüngliche Frist läuft am 
27. Januar 2012 ab. 

Da die Kommissionsdienststellen weitere Auskünfte einholen und prüfen müssen, wird die Frist, innerhalb 
derer die Kommission über den Antrag entscheiden muss, gemäß Artikel 30 Absatz 6 Satz 2 um drei 
Monate verlängert. 

Die Frist läuft endgültig am 27. April 2012 ab.
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Bekanntmachung bezüglich eines Antrags gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG — 
Antragsrücknahme 

Antrag eines öffentlichen Auftraggebers 

(2012/C 11/07) 

Bei der Kommission ging am 19. Juli 2011 ein Antrag gemäß Artikel 30 Absatz 5 der Richtlinie 
2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der 
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste ( 1 ) ein. 

Dieser von RWE Gas Storage, s.r.o gestellte Antrag betrifft die Speicherung von Erdgas in der Tschechischen 
Republik. Der Antrag wurde im ABl. C 228 vom 3.8.2011, S. 9, veröffentlicht. Die ursprüngliche Frist lief 
am 20. Oktober 2011 ab und wurde bis zum 20. Januar 2012 verlängert. Die Fristverlängerung wurde im 
ABl. C 301 vom 12.10.2011, S. 12, veröffentlicht. 

Der Antrag wurde am 21. Dezember 2011 vom Antragsteller zurückgezogen und ist daher als nichtig zu 
betrachten. Eine Entscheidung über die etwaige Anwendbarkeit von Artikel 30 Absatz 1 auf die betreffenden 
Sektoren in der Tschechischen Republik erübrigt sich somit. Folglich gilt für die Vergabe von Aufträgen für 
die Speicherung von Erdgas in der Tschechischen Republik und für die Durchführung von Bieterwettbewer­
ben für die Ausübung dieser Tätigkeit in diesem geografischen Gebiet durch die Auftraggeber weiterhin die 
Richtlinie 2004/17/EG.
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